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UStG 1994 §26;

ZollRDG 1994 §2 Abs1;

Rechtssatz

Im Aussetzungsverfahren betre>end Eingangsabgaben ist, - sachlich durchaus gerechtfertigt - einschließlich der EUSt,

Art. 244 ZK anzuwenden. Die nationalen Bestimmungen über die Zahlungserleichterungen und die Aussetzung der

Einhebung der Abgaben nach § 212a BAO sind nur insoweit anzuwenden, als diese Art. 244 ZK nicht entgegenstehen

oder Art. 244 ZK keine Regelung enthält und eine solche dem nationalen Gesetzgeber überlassen wird (Hinweis E

27.9.1999, 98/17/0227).
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